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Verkündet

am 26„ Februar 1958
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In Sachen
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Klägers und Revisionsklägers,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

h£ der 1„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhanilung vom 26. Februar 1958

für Recht erkannt:

Das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts

vom 14„ Februar 1957 wird mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Hessische Landessozial—

gericht zurückverwicsen°

V o n R e c h t s w e g e n .
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Der Kläger — von Beruf Diplom—Ingenieur — beantragte am 2. Sep—

tember 1952 die Gewährung des Ruhegeldes aus der Angestelltenver—

sicherung, weil er wegen der bei ihm auftretenden Schwindelanfälle

seinen derzeitigen (freien) Beruf als beratender Ingenieur nicht

mehr ausüben könne° Auf Grund eines vertrauensärztlichen Gutachten&

das die beim Kläger bestehende Minderung der Arbeitsfähigkeit mit

40 V.H° einschätzte, verneinte die Beklagte das Vorliegen von Be—
rufsunfähigkeit und lehnte den Ruhegeldanspruch ab (Bescheid vom

6° Juli 1953)°

Das Sozialgericht Wiesbaden wies die Klage ab: Nach dem im Klage—

verfahren eingeholten klinischen Gutachten könne der Kläger zwar
seine Spezialtätigkeit als Sachverständiger für Maschinen— und

Starkstromanlagen nicht mehr ausüben, er sei aber in der Lage, in

abhängiger Stellung als Ingenieur, insbesondere durch Arbeit im

Büro, noch mindestens die Hälfte des Verdienstes eines vergleiche

baren Versicherten zu erzielen (Urteil vom 20.6.1956).

Die Berufung des Klägers wies das Hessische Landessozialgerieht

zurück: Zwar sei der Kläger wegen der bei ihm festgestellten lei—

den nicht mehr iistande, Arbeiten in größerer Höhe, wie er sie nach

seinen Angaben bei seiner derzeitigen Spezialtätigkeit ausführen

müsse, ohne Gefährdung seines Lebens zu verrichten, unter Berück—

sichtigung seiner Ausbildung und seines bisherigen Berufe könne er

aber auf gefahrlose andere Tätigkeiten verwiesen werden, die seinen

Kenntnissen und Fähigkeiten entsprächen° Es könne ihm zugemutet

werden, etwa als leitender Angestellter in einem Elektrizitätswerk

oder in einer Elektromaschinenfabrik zu arbeiten. Der Kläger sei

deshalb nicht berrfsunfähig, (Urteil vom 14.2.1957). ‘

Gegen das ihm am 19° März 1957 zugestellte Urteil legte der Kläger

am 6° April 1957 Revision ein mit dem Antrags, das angefochtene Ur—

teil aufzuheben und dem Klageantrag gemäß zu entscheiden. Er begrün—

dete das Rechtsamittel am 20° April 1957: Das Landessozialgericht

habe den Sachverhalt in einem entscheidenden Punkte nicht aufge—

klärt° Es habe nicht ausreichend geprüft, welehe Berufstätigkei—

ten, die in die Berufsgruppe des Klägers fallen, ihm zugemutet wer—

den können° Die Ingenieurberufe seien in verschiedene„"Berufsgrup—

pen“ aufgeteilt. Die Unterschiede zwischen den einzelnen Gruppen

seien so groß, daß man jeden einzelnen Beruf gegenüber dem anderen
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als ein "aliud" bezeichnen müsse° Der Kläger gehöre in die

Gruppe der selbständigen Ingenieure„ Zu Unrecht habe ihn das

angefochtene Urteil auf die Gruppe der angestellten Ingenieure

verwiesen° Mit keinem der zu dieser Gruppe gehörigen Berufe ha—

be er, was die Tätigkeit anhelange, etwas gemeinsam„ Der Hin—

weis im angefochtenen Urteil, er könne leitender Angestelher

in einem Elektrizitätswerk oder in einer Elektromaschinenfa:

brik sein, treffe nicht zu, weil er für diese Tätigkeiten nicht

die Mindestvoraussetzungen mitbringe. Der Übergang von einer

Ingenieur—Berufsgruppe zur anderen sei ein echter Berufswechsel,

der ihm nicht zuzumuten sei° Für die gegenteilige Auffassung

fehle in der angefochtenen Entscheidung jede Begründung°

Die Beklagte beantragt, die Revision als unzulässig zu verwer—

fen: Der vom Kläger gerügte Verfahreashangel sei nicht schlüs—

sig und nicht unter Angabe der in Betracht kommenden Tatsachen

und Beweismittel geltend gemacht°

In dem angefochtenen Urteil des Lahdessozialgerichts ist die
Revision nicht zugelassen. Sie ist äher nur statthaft, wenn

ein wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt ist und auch

tatsächlich vorliegt (5 162 Abs, 1 Nr„ 2 des Sozialgerichts—
gesetzes — SGG —, BSGE„ 1 S„ 150)„ Bei der Erüfung dieser Fra—

ge kommt es auf die sachlich—rechtliche Beurteilung des Streit«

falles durch das Landessozialgericht an° Nach dessen Auffassung

war nur zu prüfen, ob der Kläger unter Berücksichtigung seiner

Ausbildung und seines bisherigen Berufe auf andere iätigkeiten

verwiesen werden kann„ Bei der Beurteilung dieser Frage hat das

Landessozialgericht noch nach den bis zum 31° Dezember 1956 gül—

tigen Vorschriften des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG)

entschieden„ Hiervon ist bei der Prüfung, ob ein Verfahrensmanw

gel vorliegt, auszugehen (BSGE„ vom 28.5„1957 — 3 RJ 219/56
—

abgedruckt im SozR„ Da 25 Nr° 79 zu @ 162 SGG)„ Es kann daher
nicht berücksichtigt werden, daß das AVG vom 1° Januar 1957 an

durch das Angestelltenversicherungs—Lcurcgelungsgesetz (AnVNG)

vom 23„ Februar 1957 (BGB10 I S° 88) eine neue Fassung erhalten

hat9 wobei auch der Begriff der Berufsunfähigkeit neu abgegrenzt

wurde (vgl.° Jantz—Zweng Anm„ II zu 5 1246 RVO S„ 74)„ Der vom
Kläger gerügte wesentliche Verfahrensmangel liegt vor, das ange—
fochtene Urteil ist nicht ordnungsgemäß begründet°
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Nach den Feststellungen des Landessozialgerichts kann der Kläger

seine bisherige freiberufliehe Tätigkeit als Sachverständiger für
Maschinen— und Starkstromanlagen aus gesundheitlichen Gründen nicht
mehr verrichten° Die Frage‚ ob er auf andere Tätigkeiten seiner

Be-

rufsgruppe verwiesen werden kann und welche Tätigkeiten hierfür in
Betracht kommen, ist sonach für die intseheidung über den Rentenan-

spruch des Klägers von wesentlicher Bedeutung° Sie ist im Verfahren

vor dem Landessozialgerieht zwischen den Beteiligten streitig gewe—

sen„ Der Kläger hat wiederholt geltend gemacht, daß er eine andere

als die bisherige Berufstätigkeit in Ermangelung der für solche In—

genieurberufe erforderlichen Spezialkenntnisse nicht ausüben könne„

Das Landessozialgericht ist auf dieses Vorbringen in den Gründen des
angefochtenen Urteils nicht eingegangen: "

Zwar steht der Verweisung des Klägers auf Tätigkeiten in abhängiger

Stellung innerhalb seiner Berufsgruppe nicht der Umstand entgegen,

'daß er zuletzt eine selbständige Tätigkeit als beratender Ingenieur

ausgeübt hat° Hierauf kann sich der Kläger nicht berufen„ Als Ver—

sicherter der Angestelltenversicherung muß er sich vielmehr auch

auf abhängige Tätigkeiten verweisen lassen, sofern es sich um Be—

rufe handelt, die eine ähnliche Ausbildung und gleichwertige Kennt—

nisse und Fähigkeiten Voraussetzen und in denen er mindestens die

Hälfte des Verdienstes eines vergleichbaren Versicherten erzielen

kann (Vgl„ Entsch. des RVA„Nr„ 4948, AN° 1936 s„ IV 45 u„ Eun„
Bd„ 50 8° 433/435)„ Fraglieh ist aber, ob diese Voraussetzungen bei

den vom Landessozialgericht genannten Berufen gegeben sind" Denn

der Kläger kann nur auf solche Tätigkeiten verwiesen werden, die

er auch wirklich beherrscht„ Insoweit enthält aber, wie der Kläger

mit Recht rügt, die angefochtene Entscheidung keine Gründe° Sie

läßt alle näheren Angaben darüber vermissen, welche beruflichen

Kenntnisse und Fähigkeiten der Kläger besitzt und welche Anfor—‚

derungen insoweit an die Tätigkeiten gestellt werden, auf die der

Kläger verwiesen werden soll„ Infolgedessen geben die Urteils—

gründe auch keinen Aufsehluß darüber, ob die beruflichen Fähig—

keiten des Klägers ausreichen,
um solche Tätigkeiten auszuüben‚

und ob der Kläger nach dem ihm verbliebenen Maß an Arbeitsfähig—

keit noch in der Lage ist, in einer dieser Tätigkeiten einen aus—

reichenden Arbeitsverdienst zu erzielenß Über diese für die Ent—

scheidung des Streitfalles wesentlichen Punkte hat sich das Lan—

dessozialgerieht in der angefochtenen Entscheidung nicht aus5
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gesprochen° Es hat sich darauf beschränkt, den Kläger auf

die oben genannten Berufstätigkeiten — als für ihn zumut—

bar — zu verweisen, ohne im Urteil die Gründe anzugeben,

die insoweit für seine richterliche Überzeugung leitend

gewesen sind ($ 128 Abs° 1 Satz 2 SGG)° Seine Entschei—
dung ist daher in einem wesentlichen Punkte nicht begrün—
det„

\
\

Damit ist dem Revisionsgericht die rechtliche Nachprüfung

des angefochtenen Urteils unmöglich gemacht; es kann die

Erwägungen nicht erkennen, die zu der im Urteil enthal-

tenen Stellungnahme geführt haben° Der Senat kann auch
nicht beurteilen, worauf die mangelhafte Begründung des

angefochtenen Urteils beruhte Ob dies darauf zurückzuw

führen ist, daß das Landessozialgericht das Beweiser—

gebnis unter Überschreitung seines Rechts, nach freier

Überzeugung zu entscheiden, unzutreffend gewürdigt hat

(Verstoß gegen @ 128 SGG) oder darauf, daß die tatsäch—

lichen Ermittlungen wie der Kläger annimmt, nicht aus—

reichten (Verstoß gegen 5 103 SGG), ist aus dem ange—
fochtenen Urteil nicht zu entnehmen° Für die Annahme eines

wesentlichen Verfahrensmangels im Sinne von 5 162 Abs" 1

Nr° 2 SGG genügt aber schon einer der beiden hier möglicher—

weise vorliegenden Gründe° Er macht die Revision des Klä—

gers statthafto '

Die Revision ist auch begründet„ Das angefochtene Urteil

beruht auf dem vorliegenden wesentlichen Verfahrensman—

‘gel (@ 162 Abs° 2 SGG)° Es ist nicht ausgeschlossen, daß

das Landessozialgericht nach weiteren sachdienliohen Er—

mittlungen oder nach sachentsprechender ■ürdigung der ge—

samten Umstände des Falles eine für den Kläger günstigere

Entscheidung getroffen hätte° Diese Möglichkeit genügt

für die Annahme des nach @ 162 Abs„ 2 SGG erforderlichen

ursächlichen Zusammenhangs zwischen der Verletzung des

Verfahrensrechts und der getroffenen Entscheidung (BSGE° 2

S„ 197/201)° Das Urteil des Landessozialgerichts ist da—

her mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen aufzu—

heben° Gleichzeitig ist der Rechtsstreit zur erneuten Ver—
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handlung und Entscheidung an das landessozialgericht zurück—

zuverweisen (@ 170 Abs° 2 Satz ? SGG)„ Eine Entscheidung in
der Sache durch das Bundessozialgericht ist nicht möglich, da

die im angefochtenen Urteil enthaltenen tatsächlichen Feststel—

lungen für eine Sachentscheidung nicht ausreichen°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil des
Landessczialgérichts vorbehalten°
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